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A. Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen 
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
3. Anlagen für Verwaltungen 
4. Gartenbaubetriebe 
5. Tankstellen 
sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1Nr. 1 BauGB) 

2.1 Bezugspunkt und Bezugshöhe der Höhenfestsetzungen 

Bezugshöhe der Gebäudehöhe (GH) ist die maximale Höhe der 
Oberkante Fußboden des Erdgeschosses (OKF), die in den einzel-
nen Baufenstern als absolute Höhe festgesetzt wird. (s. Hinweis B.2 
Höhensystem). 

Die Festsetzungen der maximalen Höhe der Oberkante Fußboden 
des Erdgeschosses (OKF) gelten jeweils für das Hauptgebäude, nicht 
jedoch für Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen ge-
mäß § 14 BauNVO. 

2.2 Trauf-, First- und Gebäudehöhen 

Die Gebäudehöhe (GH) ergibt sich aus der Differenz zwischen der 
festgesetzten maximalen Höhe der Oberkante Fußboden des Erdge-
schosses (OKF) und der Höhe des jeweils höchsten Punktes der 
Dacheindeckung. Bei der Ausbildung einer Attika ergibt sich die Ge-
bäudehöhe (GH) aus der Differenz zwischen der festgesetzten maxi-
malen Höhe der Oberkante Fußboden des Erdgeschosses (OKF) und 
dem jeweils höchsten Punkt der Attika. 

3. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB) 

3.1  Innerhalb des WA2 dürfen hintere Baugrenzen der überbaubaren 
Flächen mit 14,0 m Tiefe für Wintergärten, Balkone, Altane, Terras-
sen, Terrassenüberdachungen und Garagen generell um 2,0 m über-
schritten werden. Die Überschreitung durch Wintergärten und feste 
Überdachungen ist nur innerhalb des Erdgeschosses zulässig. Die 
gemäß Landesbauordnung notwendigen Abstandflächen bleiben da-
von unberührt. 

3.2 In den als „Vorgarten“ gekennzeichneten nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO 
sowie Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandflächen zulässig 
sind mit Ausnahme von nicht überdachten Stellplätzen, Stützmauern, 
Einfriedungen und Abfallbehältern ausgeschlossen. Abfallbehälter 
sind einzuhausen oder allseitig einzugrünen. Der Anteil der Stellplatz-
flächen an den gekennzeichneten Vorgartenflächen darf 50 % nicht 
überschreiten. 
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4. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

4.1 Innerhalb der WA1 und WA2 sind Stellplätze, Carports und Garagen 
innerhalb der überbaubaren Flächen, außerhalb der überbaubaren 
Flächen zwischen Verkehrsfläche und der seitlichen Verlängerung 
der überbaubaren Flächen inklusive der Überschreitungsmöglichkeit 
unter 3.1 sowie in den zeichnerisch festgesetzten ‚Flächen für Stell-
plätze, Garagen und Nebenanlagen‘ zulässig. Im Bereich der Vorgär-
ten sind nur nicht überdachte Stellplätze zugelassen. 

4.2 Innerhalb der WA1 und WA2 sind je Wohnung zwei Stellplätze für 
Pkws (Stellplatz, Carport oder Garage) auf dem Baugrundstück 
nachzuweisen. Der zweite Stellplatz kann auch durch eine ausrei-
chend große Zufahrt vor einem Carport oder einer Garage nachge-
wiesen werden. 

4.3 Carports und Garagen sind mit ihren Zufahrtsseiten mindestens 
6,0 m von der Grenze der öffentlichen Verkehrsfläche zurückzuset-
zen.  

4.4 Nebenanlagen wie Gartenlauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser 
mit mehr als 16 m² Grundfläche, Schwimmbecken, Schwimmhallen 
mit mehr als 30 m² Grundfläche und Anlagen für die Kleintierhaltung 
mit mehr als 6 m² Grundfläche sind außerhalb der überbaubaren Flä-
chen nicht zulässig. 

Die der Versorgung des Baugebietes dienenden Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO bleiben als Ausnahme zulässig.                       

5. Zulässige Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

5.1 Im „Allgemeinen Wohngebiet“ WA1 sind je Wohngebäude höchstens 
10 Wohnungen zulässig. 

5.2 In dem „Allgemeinen Wohngebiet“ WA2 sind je Wohngebäude höchs-
tens 2 Wohnungen zulässig. 

5.3 Doppelhaushälften, Reihenmittelhäuser und Reihenendhäuser gelten 
jeweils als ein Wohngebäude. 

6. Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

 Das anfallende Niederschlagswasser der einzelnen Grundstücke ist 
im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes zu versi-
ckern.  

7. Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

7.1 Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten ‚Flächen für Vorkehrungen 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen; hier: Lärmschutz-
maßnahmen‘ ist auf der gesamten Länge der Fläche eine mindestens 
3,0 m hohe Lärmschutzmaßnahme (z.B. Wand, Wall oder eine Kom-
bination aus Wand oder Wall) herzustellen. Bezugspunkt zur Be-
stimmung der Maßnahmenhöhe ist die mittlere Höhe der bestehen-
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den, nördlich angrenzenden Verkehrsfläche. Diese liegt bei einer Hö-
he von 115,7m. 

7.2 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaßnah-
men an Außenbauteilen gemäß DIN 4109 entsprechend den in der 
Planzeichnung zeichnerisch festgesetzten, maßgeblichen Außen-
lärmpegelbereichen zu treffen. 

 Die aus der vorgenannten Festsetzung resultierenden Bauschall-
dämmmaße einzelner unterschiedlicher Außenbauteile oder Ge-
schosse können im Einzelfall unterschritten werden, wenn im bauauf-
sichtlichen Genehmigungsverfahren durch eine schalltechnische Un-
tersuchung der sich aus der Änderung ergebende Lärmpegelbereich 
gemäß DIN 4109 nachgewiesen wird. 

 An Fassadenbereichen, an denen die Lärmbelastung aus dem Stra-
ßenverkehr über 45 dB(A) nachts liegt, sind für Räume mit Schlaf-
funktion Lüfter mit geeignetem Schallschutz oder kontrollierte Wohn-
raumlüftung notwendig, damit die Fenster geschlossen gehalten wer-
den können, um ungestörtes Schlafen zu ermöglichen. 

 Weiterhin ist bei Errichtung des Gebäudes eine Eigenabschirmung zu 
beachten. Die Berechnung der Lärmpegelbereiche erfolgt bei Frei-
feldbedingungen, da nach aktueller Rechtsprechung nicht von einer 
kompletten geschlossenen Umsetzung des Baukörpers in der einge-
zeichneten Baugrenze auszugehen ist. Die Lärmpegelbereiche an 
der Westfassade werden in diesem Falle je nach Ausführung des 
Gebäudes niedriger ausfallen. Dies ist eventuell nach Umsetzung der 
Planung zu prüfen. An der der Straße zugewandten Seite werden die 
eingezeichneten Lärmpegelbereiche unverändert bleiben. An der Ost-
fassade der äußeren Bebauung kann durch Anordnung der Raum-
funktion bzw. Raumnutzung auf die Außenlärmpegel reagiert werden. 
Abschirmende Maßnahmen wie Prellscheiben sind ebenfalls als akti-
ve Lärmschutzmaßnahme, je nach Umsetzung des Vorhabens prüf-
fähig. 

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 

5dB-Klasse  

Maßgeblicher Außenlärm-
pegel (Obergrenze) 

Lärmpegelbereich 

Bis 55 dB(A) I 

60 dB(A) II 

65 dB(A) III 

70 dB(A) IV 

75 dB(A) V 

80 dB(A) VI 

größer 80 dB(A) VII 

  

7.3  Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist der Nachweis zu 
erbringen, dass für die dem Wohngebäude zugeordneten und wäh-
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rend der Tageszeit schutzwürdigen Freiflächen (wie z.B. Balkone, 
Loggien und Freisitze), durch entsprechende Gebäudeanordnung 
sowie Grundrissanordnung oder sonstige Vorkehrungen zur Minde-
rung der Schalleinwirkungen ein Beurteilungspegel von 59 dB(A) 
WA/WR während der Tageszeit nicht überschritten wird. 

8. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

In den als „Straßenverkehrsfläche“ und „Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung“ mit der Zweckbestimmung „Mischverkehrsfläche“ 
festgesetzten Bereichen sind in Summe 8 Laubbäume gemäß Pflanz-
liste A anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Ab-
gang gleichwertig zu ersetzen. 

Pflanzliste A: Straßenbäume 

Mindestqualität Hochstamm, 3xv., mit Drahtballierung 

Feldahorn Acer campestre ‚Elsrijk‘ 

Hainbuche Carpinus betulus ‚Fastigiata‘ 

Quercus robur Quercus robur ‚Fastigiata Koster‘ 

Kugelakazie Robinia pseudoacacia ‚Umbraculifera‘ 

Brabanter Silberlinde Tilia tomentosa ‚Brabant‘ 

  

9. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO 
NRW) 

Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind aus standorttypi-
schen, einheimischen Heckenpflanzungen vorzusehen. In die Hecke 
kann eine offene Zaunkonstruktion aus Metall oder Drahtgeflecht in-
tegriert werden. Im Bereich der Vorgärten ist maximal eine Hecken-
höhe von 0,80 m über der angrenzenden Verkehrsfläche zulässig. 

B. Hinweise 

1. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verord-
nungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) werden im Rathaus der Stadt 
Übach-Palenberg zu jedermanns Einsicht während der allgemeinen 
Öffnungszeiten bereitgehalten. 

2. Höhensystem 

Die Höhenangaben im Bebauungsplan beziehen sich auf das Höhen-
system DHHN2016 

3. Geräuschimmissionen Haustechnischer Anlagen 

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanla-
gen, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat unter 
Beachtung des ‚Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen 
Lärm bei stationären Geräten‘ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
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für Immissionsschutz – LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfol-
gen. 

4. Erdbebenzone 

Das Plangebiet liegt in der Erdbebenzone 3 in der Untergrundklas-
se T gemäß der ‚Karte der Erdbebenzone und geologischen Unter-
grundklasse des Bundeslandes NRW’, Juni 2006 zur DIN 4149. 

5. Grundwasserspiegel 

5.1 Das Plangebiet liegt im Bereich möglicher Einwirkungen infolge der 
Absenkung des Grundwasserspiegels im Zuge des Braunkohleab-
baus. Nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen 
ist ein Wiederanstieg des Grundwassers zu erwarten. 

5.2 Im Zusammenhang mit dem ehemaligen Steinkohlenbergbau wird auf 
den Grubenwasseranstieg und daraus resultierende mögliche Bo-
denbewegungen hingewiesen. 

6. Bodendenkmäler 

Bei dem Errichten zukünftiger baulicher Anlagen sind die auszufüh-
renden Baufirmen zu verpflichten, auftretende archäologische Boden-
funde oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erdge-
schichtlicher Zeit gemäß dem Gesetz zum Schutz und der Pflege der 
Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen (DSchG vom 11.03.1980) 
der Stadt als Untere Denkmalbehörde oder dem Rheinischen Amt für 
Bodendenkmalpflege (Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45 in 
52385 Nideggen, Tel.: 02425 / 9039-0, Fax: 02425 / 9030-199), un-
verzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst 
unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für 
Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeit ist abzuwarten. Auf 
die §§ 15 und 16 DSchG wird hingewiesen. 

 


